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6 Europäische Flüchtlingspolitik — das Ende von Humanität und Solidarität?

Die in die EU Fluchtenden nehmen große Gefahren auf sich: Seit 1988 starben mm.

Untergang der oft überfüllten Boote mindestens 20.000 Menschen. Auch die Binn! u

wanderung durch den afrikanischen Kontinent ist häufig lebensbedrohend [Krank

heiten. Hunger, Misshandlungen u.A".]. Die meisten Grenzübertritte finden an der

griechisch—türkischen [See-lGrenze statt. Dort wandern in der Hauptsache aber

Bu”rgerkriegsflu”chtlinge aus Syrien, Afghanistan und dem Irak ein.
Motive der zumeistjungen Migranten lassen sich — neben der Flucht vor Bürgerkrieg
und der politischen Verfolgung — unter dem Begriff der Perspektivlosigkeit bündeln:
Sozial fehlt es in den Herkunftslandern oft an Bildungs- und Gesundheitschancen,
politisch an Partizipationsmöglichkeiten iautoritäre Regime wie z. B. in Eritrea]. öko-
nomisch an Arbeitsmarktchancen, ökologisch an intakter Umwelt [mit Auswirkungen
auf die Nahrungsmittelversorgung]. Zudem existieren lose oder engere Migranten-
Netzwerke, die ein positives Bild vom Zielland [re-Iproduzieren.

Die Mitgliedstaaten der EU reagieren höchst unsolidarisch auf die starke zahlenmä-
ßige Ausweitung der Flucht. Wirtschaftsstarke EU-Staaten ohne Grenzen zu Afrika
oder Asien [wie Deutschland] sperrten sich jahrelang gegen eine Verteilungsquote.
Sie überließen damit Ländern wie Griechenland, Italien oder auch Ungarn die Prob-
lemlösung. Möglich wurde diese Politik durch das sogenannte Dubliner Überein-
kommen, wonach das gesamte Asylverfahren in dem EU—Staat durchgeführt werden
soll, den der Geflüchtete als erstes betritt. Als die Aufnahmestaaten — teils wegen
finanzieller und administrativer Überforderung — die Registrierung der Geflüchteten
faktisch einstellten und die Wanderungsrouten nach Mittel-Nordeuropa öffneten,
entsolidarisierten sich weitere Länder: Sie ermöglichten entweder ebenfalls die
Passage oder schlossen — entgegen dem Schengener Abkommen — gar Grenzen und
versahen diese mit Zäunen. Neben den politischen Kosten der Entsolidarisierung
entstehen auch ökonomische Kosten in Milliardenhöhe durch die Einschränkungen
des freien Waren- und Personenverkehrs.

Die Europäische Union hat sich im Wesentlichen auf eine Verstärkung der Abschot—
tung derAußengrenzen verständigt: Aus elf zentralen Aufnahmelagern [„Hot Spots"]
sollen angeblich nicht Asylberechtigte schnell wieder abgeschoben werden, der
Grenzschutz wird massiv verstärkt und der Zuständigkeit der Grenzstaaten teilweise
sogar enthoben. Der Türkei und anderen Staaten mit einer großen Zahl an Bürger-
kriegsflu”chtlingen im Land werden Milliardenhilfen gewährt — offensichtlich. um
eine weitere Flucht in die EU einzudämmen.
Migrationsgestaltung wie z. B. Asyl- oder gar Visaantra'ge aus Flüchtlingslagern he-
raus oder gezielte Arbeitskräfteanwerbung findet sich so gut wie gar nicht in der
Migrationspolitik der EU.


